
~mJahr 
~ine fi­
Dz-Ein­
folgen. 
H2 mit 

Fonds 
Jffent­
tiftung 

leg an 

!rlangt 
oLiter 
ie Stif­
enom­
seben. 
)z ein­
:hweiz 
nTon-

t sich: 
te und 
.s-pro­
:anzen 
Iaufen 
:e, ·die 
irispa­
onnen 
te Mii-

in Be­
tgder­
·e Pro­
lie zu­
~ltund 
er ha­
Iraum 
al> be­
jJung, 
m zu-
Kom­

>, sagt 
!f der 

._. ·g, -

Cfl08J WÂfll=. Wie UN$~ 
(f)E.eN d AeiS~ ... 

Stiftung Myclimate, düo! COz-Projekte 
entwirft. 

Ein weiterer Grund ist, dass die 
Schweiz schon heute hohe gesetzliche 
Anforderungen an den Betrieb von Fahr­
zeugen, Gebauden und Anlagen stellt, 
die Klimagase erzeugen. Und dort, wo es 
Einsparpotenzial gibt, will der Bund es 
seiner eigenen COz-Kompensations­
buchhaltung gutschreiben. 

Di e Stiftung Klik rechnet damit, dass 
si e das Kompensationsqiel bis 2020 ver­
fehlt und 140 Millionen Franken Busse 
an d en Bund zahlen muss - an den glei-

chen Bund, der COz-Programme von Klik 
bewilligt. 

Die Kompensationsprojekte verteu­
ern sich unter anderem, weil die Inves­
títionen innert sieben]áhren amortisiert 
sein rnüssen. Estermann fordert, dass 
eine COz·Kompensation wie früher wie­
der im Ausland mõglich sein sollte, statt 
dass im Inland für viel Geld bescheidene 
Fortschritte erzielt würden. «Mit der 
Milliarde von Klik kõrinten wir den COz­
Ausstoss der Schweiz wahrend zweier 
Jahre im Ausland kompensieren», sagt 
er. Im Auslan~ kostet eine kompensierte 

Europa ei11e geeinte 
ussland aufbauen 

SP und SVP erõffnen 
. grosse Schuldebatte~ 
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Das Treffen ist ein Affront gegen Rus·s­
land, das den Kreis der 7 führenden ln­
dustriestaaten eigentlich zur G-8 er­
weitert. Statt mit Wladimir Putin zu 
reden, sprechen die G-7 nun über den 
russischen Prasidenten und die Mõglich-

. keiten, seine Regierung für den Griff 
nach d er Krim zu bestrafen. 

Der rilssische Schriftsteller Wiktor 
Jerofejew hai t d en vorlaufigen Ausschluss 
Russlands aus d er G-8 für einen richtigen 
Schritt, wie er im Interview sagt. Er 
wehrt sich indes gegen die Pauschalisie­
rung, wonach alle Russen Putin blind 
folgen würden. Es gebe viele lntellek­
tuelle, die gegen die Annektierung der 
Krim protestierten. (TA) -Sei te 3, 5, 7; 21 

Das Wahljahr 2015 wird auch ein Bil­
dungsjahr: Die Umsetzung des umstrit­
tenen Lehrplans 21 dürfte daun in di e 
entscheidende Phase gehen. Und der 
Bund muss bestimmen, ob er die Kan­
tane zwingt, den Fremdsprachenunter­
richt zu hármonisieren. In sieben Kanta­
nen sind Bemühungen im Gang, die 
zweite Fremdsprache aus der Primar­
schule zu kippen. SVP und SP bringen 
sich bereits in Position und kampfen um 
die Themenführerschaft. Die SVP fãhrt 
einen fundamentalen Oppositionskurs 
gegen den Lehrplan 21 un,d gegen zwei 
Fremdsprachen in der Primarschule. 
Die SP hingegen sorgt sich um die Chan­
cengleichheit der Kinder und den natio­
nalen Zusammenhalt. (bua)- Seite 3 1/ 

Tonne C02 rund 40 Rappen. In der 
Schweiz rechnet Klik mit 60 bis 120 Fran­
ken. Wegen des Abstimmungsergebnis­
ses bei der Masseneinwanderungsinitia­
tive darf Klik nicht an Kompensations­
projekten der EU teilnehmen. 

Die Schweiz will bis 2020 die Treib­
hausgas-Emissionen im. Inland um 
20 Prozent senken. So ist es seit 2013 im. 

· revidierten C02-Gesetz verankert. Di e­
ser Verpflichtung geht di e Schweiz au eh 
international nach, im Rahmen einer 
zweiten Verpflichtungsperiode des Kyo­
to-Protokolls, die bis 2020 dauert. 

Tag der Wahrheit 
fürdieSBB 

Morgen legen die SBB ihre Zahlen für 
2013 vor. Bereits im Vbrfeld war von 
einem «herausfordernden Jahr» die 
Rede. Zur Erinnerung: Ganz früh im 
letzten}ahr kam:pften die SBB mit einer 
Hãufung von Pannen un d Unfiillen. Zwar 
so li SBB Cargo zum ersten Mal seit über 
40 Jahren schwarze Zahlen vorlegen 
kõnnen .. Dafür schteibt die Division 
Infrastruktur wohl ein Minus von über 
70 Millionen Franken. Bei dieser Abtei­
lung gibt zudem ein Stellenabbau zu re­
den. Er führte zu Reibereienmit der Di­
vision Personenv~rkehr. Für Beobachter 
sind diese Vorgãnge Beweise dafür, wie 
stark die SBB seit dem Amtsantritt von 
Andreas Meyer 2007 nach finanziellen 
Kriterien geführt wird. (map)- Sei te 32 
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Lehrer,joumallisten, Politil,er: Matthlas Aebi.scher (.li.n]'8) undl Peter Keller strei.ten über d en Fremdlsprachenunteuichtin d er obligatorischen Schule. Foto: Béatrice Devenes 
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O b Lehrplan 21 oder Fremdsprachen: Die Schule wird 2015 ein zentrales Wahlkampfthema. Die Lehrer 
un d Nationalrãte Matthias Aebischer (SP) und Peter KeUer (SVP) bringen ihre Parteien in Position. 

Mit Matil:hias Aelbischer um:l 
Peter Keller spriJch Anja Burri iç Bern 

In.sieben JKantonen Iamen 
Eestrebmigen, dlie zweite 
Fremdsprache aus der Primarschule 
zu ldppen. Sind dliese Vorstõsse 
oder Voll,sini.tiativen erfolgreich, 
werden viele Deutschschweizer 
Primarschill.er nur noch Englisch 
lernen. Wie beurteilen Sie 
diese Entwiddung? 

Mattlnias Aebischer: Das g eh t gar nicht. 
-Die Sprachen halten unsere Nation zu­
siunmen. Eine Sprache lernen heisst 
auch, eine Kultur kennen zu lernen. 
Wenn sich die Bewohner aus dem Tes­
sin, der Romandie und der Deutsch~ 
schweiz nicht mehr verstãndigen kon­
nen, verstehen wir uns gar nicht mehr. 

Peter Keiler: Das war n un eine typische 
Politiker-Antwort, Herr Aebischer. Sie 
stilisieren die Fremdsprachenfrage zur 
nationalen Überlebensfrage. Das finde 
ich den Schülerinnen und Schülern 
gegenüber unfair. Denn es sollte um pã­
dagogische, um sachliche Argumente 
gehen. Ich habe selber am Gymnasium 
unterrichtet. Dort sagten mir die Fran­
zõsischlehrer, nach vier Wochen Unter­
richt merke man den Siebtldãsslern 
nicht mehr an, ob sie zuvor Frühfranzõ­
sisch hatten oder nicht. 

Aebischer: Es ist aber auch wissen­
schaftlich. erwiesen, dass Kinder mõg­
lichst früh damit beginnen sollten, 
Fremdsprachen zu leinen. Zwei Fremd­
sprachen in der Primarschule sind mõg­
lich. Guter Unterricht kostet aber Geld. 
Wenn Sie als Lehrer nur eine halbe 
Klasse mit zehn Schülern unterrichten, 
kõnnen Si e au eh Kinder mit Lernschwie­
rigkeiten abholen. 

Ke!! er: Genau mit dieser romantischen 
Vorstellung haben sich die kantonalen 
Erziehungsdirektoren vor ein paar Jàfr 
ren darauf geeinigt, zwei Fremdspra­
chen in die Primarschule zu packen. Da­
bei hãtten Primarschüler schon genü­
gend zu tun mit der deutschen Sprache: 
Wasist ein Subjekt, ein Objekt oder ein 
Verb? Wie ist ein Satz. aufgebaut? Erst 
wer die eigene Grammatik verstanden 
hat, kann eine Fremdsprache lernen. 

Aebischer: Sie drücken· sich um eine 
Antwort, Herr Keller. Finden·Sie es nun 
gut, dass Englisch den Landessprachen 
vorgezogen wird? 

Ke~~er: Ich bin strikt dagegen, dass wir 
Politilcer den Kantonen dreinredeno Wir 
le ben in einem fõderalistischen Land. 

Aebisclner: Das heisst, wenn die Pri· 
marschüler in einem Kanton nur noch 
Englisch lernen, ist das für Si e o.k.? 

Keller:Ja, das ist o.k. Sie benutzen üb­
rigens gerade ein englisches .Wort. Ha­
ben Sie eigentlich Latein gelernt? 

Aebischer: Nein. 
Keiier: Sehen Sie: Latein war wãhrend · 

2000 Jahren die europãische Kulturspra­
che. Wenn Sie das nicht kõnnen, verste­
hen Si e Europa ni eh t, un d Si e gefãhrden 
· den europãischen Zusammenhalt. 

Aebischer: Tipps · von einem SVPler 
zum europãischen Zusammenhalt sind 
zum jetzigen Zeitpunkt herzlich will­
kommen. 

Eundesrat Alain Eerset droht, 
den Franzõsisch· oder 
Italienischunterricht in der 
Primarschule dnrchznsetzen. 

Keller: Das ist eine Drohung ohnejede 
Gúmdlage. Denn das Harmonisierungs­
konkordat Harmos kam nicht zustande. 
Zudem gibt es ni eh t zuletzt von d en Leh­
rern einen enormen Widerstand gegen 
den Lehrplan 21, der die Harmonisie· 
rung ebenfalls vorantreiben sollte. Diese 
ganzen Harmonisierungsbemühungen 
sind gescheitert. Punkt. 

Aebüsclner: 15 Kantone sind Harmos 
beigetreten, und sie reprãsentieren drei 
Viertel aller Bürgerinnen und Bürger in 
unserem Land. Nun müssen wir verhin­
dern, dass ein Kanton vorprescht und 
die zweite Fremdsprache aus der Pri­
marschule verbannt. Solch ein eigen­
mãchtiges Handeln haben wir schon ein­
mal erlebt, als der Kanton Zürich das 
Frühenglisch einführte. Das Resultat ist 
ein Flickenteppich beim Fremdsprach· 
unterricht. Ich fordere, dass alle Kan­
tane das Sprachengesetz und den Ver­
fassungsartikel zur Harmonisierung der 

-Bildung einhalten. 

Personlich Lehrer un d Politiker 

Die Nationalrate Peter Keller (SVP. NW) und 
MatthiasAebischer (SP, BE) haben politisch 
ke ine Gemeinsamkeiten - beruflich allerdings 
schon: Bei de sin d Lehrer un d Journalist. 
Aebischer ( 46) arbeitete na eh d em Lehrer­
seminar als Lehrer in Ligerz BE. Darach 
wechselte er zum Radio. Schweizweit be­
kannt wurde er als Moderator d er Fernseh­
sendungen «Kassensturz>>. «Tagesschau» 
o d er «Der Cll.ib». Bevor er 2011 für d en 
Nationalrat kanclidierte, beendete er sein e 
journalistische Laufbahn. Keller (42) stu­
dierte na eh d em Lehrerseminar Geschichte 
un d arbeitete dana eh als Mittelschullehrer. 
Seit 2009 ist er Journalist beim Wochenma­
gazin «Di e Weltwoche». Er schreibt vor allem 
über historische Themen. 2011 wurde er für 
di e SVP in den Nationalrat gewahlt. (bua) 

Keiler: Vorher sangen Sie das Loblied 
auf die Sprachenvielfalt der Schweiz. 
Nun drehen Sie es plõtzlich um lind kri­
tisieren den Flickenteppich. 

Aebischer: Wir haben nun einmal ein 
Sprachengesetz, das bestimmt: Wer die 
obligatorische Schule na eh ne un Jahren 
verlãsst, muss mindestens eine zweite 
Landessprache gelernt haben. · 

Keiler: Richtig. 
Aebischer: Wenn nun die Primarschü­

ler im Kanton Nidwalden n ur noch Eng­
lisch lernen, dann ist das nicht gesetzes­
konform. 

«Wir müssen verhindern, 
dass ein Kan to n 
vorprescht und di e zweite 
Fremdsprache aus der 
Primarschule verbannt.» 
Matthias Aebischer (SP, BE) 

· Ke~ier: Sie irren. Die Kinder müssen 
die zweite Landessprache erst nach der 
obligatorischen Schulzeit beherrschen. 
Es reicht, wenn die Schüler erst in der 
siebten Klasse beginnen. Sie und Herr 
Berset interpretieren das Gesetz um. 

Aebisclner: In gewissen Kantonen müs­
sen die Schüler nur ein Jahr lang die 
zweite Fremdsprache - nãmlich Franzõ­
sisch oder Italienisch -lernen. Dann ha­
ben sie die Mõglichl,eit, das Fach wieder 
abzuwãhlen. Das ist doch n ur noch Pseu­
do·Sprachenunterricht - und damit ein 
Gesetzesverstoss. 

Ke!!er: Auch ich bedaure diese Ent­
wicklung. Aber die Kantone handeln aus 
der Not heraus. Gehen Sie mal in die 

Schulen in Problemquartieren. Heute 
gibt es Neuntldãssler, die Mathematik· 
aufgaben nicht lõsen kõnnen, weil sie 
die auf Deutsch gestellte Aufgabe nicht 
verstehen. So sieht die Realitãt aus. 

Es gibt nicht nur das 
Sprachengesetz, sondern auch 
einen Verfassungsartikel, der 
vedangt, dass dlie Kantone 
dlie Eildungsinhalte einander 
angleichen. Gelingt dlies bis 
2015 nicht, ist der Eundesrat 
verpllichtet, einzugreifen, 
Das Referendnm gilt alls sicher. 
Kann sich dlie Schweiz eine sokhe 
Abstimmung Ieisten? 

Aebischer: Das wãre eine Katastrophe. 
In 12 Kan to nen lernen die Primarschüler 
heute zuerst eine Landessprache; in 
14 Kan to nen ist Englisch di e erste Fremd­
sprache. Wir haben mit d er Abstimmung 
über die SVP·Masseneinwanderungs­
initiative einen Vorgeschmack erhalten, 
was es heisst,' wenn sich die Hãlfte der 
Bevõll,erung missverstanden fühlt. Dann 
drohen Zustãnde wie in Belgien, einem 
Land, das sich in einem riesigen Spra­
chenstreit befindet. Dort muss jede Par­
tei zwei Abteilungen führen - eine fran· 
zõsisch- und eine flãmischsprachige. 

Ke!!e~: Belgien ist ein sehr gutes Bei­
spiel: Das ist ein zentralisiertes oder 
eben <<harmonisiertes»Land, das seinen 
Landesteilen viel zu wenig Freiheiten 
lãsst. Genau darin liegt die Ursache die­
ser kulturellen Konflikte. Deshalb kann 
ich es nidit begreifen, dass man nun 
auch in der Schweiz beginnt, solche sen­
siblen Fragen von o ben herab zu diktie­
ren. Mit diesem Vorgehen wird es nur 
Verlierer geben. 

Fremdsprachen 2015 muss de r Bund entscheiden 

D er Schweiz droht ein Sprachenstreit. 
Vorstéisse oder Volksinitiativen in sieben 
Kantonen (BL, GR. LU, NW. SH, SO, TG) wollen 
di e zweite Fremdsprache aus der Primar­
schule kippen un d gefahrden dadurch d en 
Sprachenkompromiss d er Erziehungsdirekto­
renkonferenz. Dieser sieht vor, dass di e erste 
Fremdsprache spatestens a b de r 3. un d di e 
zweite a b d er 5. Klasse unterrichtet werden. 
Der Kompromiss war notig, weil si eh di e 
Kantone nicht hatten einigen ktinnen, welche 
Fremdsprache zuerst zu unterrichten ist. 
In 14 Kanta nen ist Englisch di e erste Fremd­
sprache, in 12 ist es e ine Landessprache. 

Kultur- und lnnenminister Alain Berset hat 
kürzlich in de r Fragestunde des Nationalrats 
angekünaigt, d er Bundesrat werde d en 
Unterricht ei n er zweiten Landessprache in 

d er Primarschule durchsetzen. Er stützt si eh 
auf das Sprachengesetz und d en Bildungs­
artikel in d er Verfassung. Das Sprachen­
gesetz verpflichtet Bund un d Kantone, ~i eh 
dafür einzusefzen. «dass di e Schüler am 
Ende d er obligatorischen Schulzeit über 
Kompetenzen in mindestens einer zweiten 

Broschüre d er Kantone zum Sprachunterricht 
www.fremdspracllum.tagesanzeiger.ch 

Landessprache un d ei n er weiteren Fremd­
sprache verfügen». Der Bildungsartikel. d en 
2006 über 85 Prozent der Stimmenden 
angenommen haben, verpflichtet di e Kan­
tane, di e Bildungsinhalte d er obligatorischen 
Schule zu harmonisieren. lst dies bis 2015 
nicht erreicht. greift'der Bund ei n. (bua) 
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Burkhalter we] 
1\ritik zurück 

Replik des Aussenmin.i: 
an Ueli Maurer: Das OS 
Manda t verstosse nicht 
gegen die Neutralitãt. 

Engagements wie jenes in d er C 
tionfür Sicherheit un d Zusamm 
in Europa (OSZE) seien «der S< 
Beitrag zur Lõsung internation: 
bleme», sagte Bundesprãsiden 
Burkhalter in einem Interview 
«SonntagsZeitung». Das Engage 
«im Einldang mit der Verfassu 
Beobachtermission, der sowo 
land wie auch die Ukraine zug 
haben, kõnnte im Konflikt eir 
kehr zur Diplomatie markiere 
OSZE-Mitglieder hãtten versich 
die Mission nur dank der Sch 
Vorsitzland zustande kommen 
sagte d er Schweizer Botschafte: 
OSZE, Thomas Gremiger, zur «S' 
Zeitung». «Das schweizerische 
ment wird sehr geschãtzt.» 

Verteidigungsminister Ueli 
hatte den Schweizer OSZE-Vc 
einem Interview mit der <<Wel 
heftig kritisiert. Für Maurer i 
Rolle problematisch für die Se 
N eutralitãt. Spãter bedauerte M 
nige seiner Aussagen. <<Mauren 
ten ist zum Verzweifeln», sagte ~ 
dent Christian Levrat in der « 
Sonntag». Er habe sich einen 
d er real en Gefahr .eines Kriegs z 
Ost und West ausgesucht, um B u 
bei dessen Bemühungen um Fr 
den Rücken zu schiessen. Le· 
zeichnet dies als einen der l 
Skandale, den er j e erlebt habe. 
werde sich vor der Aussenpol 
Kommission des Stãnderats E 

müss~n», kündigte Levrat weitE 
Die Schweiz soll aus Sicht 

Chefs keine Sanktionen gegen F 
wegen der Krimannexion ergrei 
Stãnderat begründet seine Hal1 
der Vermittlerrolle, welche die 
mit ihrer OSZE-Prasidentschaft 
flikt spielt. Bislang 1-).at sich die 
den Sanktionen der EU und < 

nicht angeschlossen. Bereits a 
woch kõnnte d er Bundesrat bel< 
ben, o b es dabei bleibt. (SDA) 
Weitere Berichte Seite 5 und 21 

Nachrichten 

EU-Debatte l 
Auslandscbweizer fürcb1 
um die Mobilitãt der jug~ 
Nach demJa zur Zuwanderungsi 
sorgt sich die fünfte Schweiz ur 
gend, wie die Diskussion an < 

sammlung des Auslandschweiz< 
Bern zeigte. Die Forschung un< 
gend seien bereits Opfer der 
mung geworden, sagte ein Del 
mit Verweis auf die sistierten v 
lungen zum Studentenaustau 
gramm Erasmus+ und dem Fors 
programm Horizon 2020. Mit 
Mehrheit stimmten die Del< 
einem offenen Brief an die Se 
Regierung und die EU zu. Dai 
zur Solidaritãt mit Studierende 
rufen, die von Erasmus+ ausgesc 
werden. (SDA) 

EU-Debatte li 
Auns will bilaterale V em 
mit Initiative aufbeben 
Die Aktion fúr eine unabhãng 
neutrale Schweiz (Auns) macht E 
ihrer Volksinitiative zur EU. Im A 
len die Mitglieder eine Initiativ< 
ren, wonach die Schweiz ihr Ve 
mit der EU und «anderen Org<: 
nen» nur noch über Freihandeh 
men regeln darf, sagte Auns-PJ 
und SVP·Nationalrat Pirmin Scb 
in der «Schweiz am Sonntag». (S 

Gripen 
Die Abstimmungwerde 
scbwierig, sagt der Arme< 
Arrneechef André Blattmann ma 
auf einen schwierigen Abstirn 
kampf zum Gripen gefasst. <<Di e : 
ist seit 160 Jahren ohne Krieg- vv 
in Frieden. Da haben viele d 
druck; dies sei gottgegeben», sag 
<<SonntagsBliclo> mit Blick auf d er 
gang vom 18. Mai. <<Wrr müssen 
dass dies keineswegs so ist.» (SI 


